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Editorial

Vielleicht mögen Sie sich noch an 
unsere Ausgabe «Krise» von vor zwei 
Jahren erinnern, liebe:r Leser:in.  
Darin befassten wir uns mit dem kriti-
schen Zustand, in dem sich unsere 
Welt an jenem Punkt befand, und 
fragten uns, wieso nicht endlich gehan-
delt wird. Rund 730 Tage später, so 
scheint es mir, hat sich die Krisensitua-
tion nochmals verschärft. Jeden Tag 
lesen wir in den Medien über neue 
Überschwemmungen, Bergstürze und 
Hitzetage, aber auch über Hungers
nöte, eskalierende Konflikte und schier 
unendliches Leid. Und unweigerlich 
stellt sich mir die Frage: Wächst uns 
alles über den Kopf? 
	 Die gute Antwort: Nein – zumin-
dest noch nicht. Aber es braucht 
Veränderung, und zwar dringend und 
überall. Wie die aussehen könnte, 
zeigen uns in dieser Ausgabe drei Men-
schen, die mit ihrem Engagement  
den Status quo auf den Kopf stellen 
möchten (S. 16). Wir diskutieren 
ausserdem kritisch über Wachstum 
und weshalb es in einer veränder- 
ten Welt gut ohne funktionieren dürfte 
(S. 31). Dann fordern wir natürlich  
auch Sie auf, mitzumachen, sonst 
wären wir ja nicht Greenpeace (S. 26). 
Und zu guter Letzt räumen wir dem 
historischen Urteil im Fall der Klima
Seniorinnen den angemessenen  
Platz ein und zeigen, was möglich ist, 
wenn man den Mut hat, Veränderung 
anzupacken (S. 8). 

Also: Let’s make a change!

Danielle Müller
Redaktionsleitung



FortschrittAktion

B
ild

: ©
 V

er
en

a 
B

rü
n

in
g

 / 
G

re
en

p
ea

ce

Mit einer vier Meter grossen,  
vom Auto überfahrenen Justitia-
Figur demonstrierten zwölf 
Greenpeace-Aktivist:innen auf 
den Stufen zum Verkehrsminis
terium für grundrechtskonformen 
Klimaschutz im Verkehr. «Klima 
schützen statt Recht verletzen» 
forderten sie auf einem Banner 
vom deutschen Verkehrsminister 
Volker Wissing.

Berlin, 15. Juli 2024

Eigentlich hätte vom 26. bis 28. März 2024 in Wien die Euro-
päische Gaskonferenz stattfinden sollen, ein jährliches 
Treffen von Vertreter:innen grosser fossiler Brennstoffunter
nehmen – doch die Veranstalter:innen haben die Rechnung 
ohne Umweltschützer:innen gemacht. Wegen angekündigter 
Proteste der Klimabewegung inklusive Beteiligung von 
Greenpeace wurde das Event auf unbestimmte Zeit verscho-
ben. Marc Dengler, Klima- und Energieexperte bei Green
peace Österreich, sieht darin einen Erfolg für den Klima-
schutz: «Fossile Energien haben keine Zukunft und vor allem 
keinen Rückhalt in der Bevölkerung, das müssen nun auch 
die Veranstalter der Europäischen Gaskonferenz einsehen.» 
Schon im vergangenen Jahr waren Tausende von Menschen 
bei einer Reihe von Aktionen und Blockaden sowie einem 
öffentlichen Marsch gegen die Europäische Gaskonferenz 
aktiv geworden. Greenpeace fordert nun eine endgültige 
Absage des Treffens. 

Auf der Strasse
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Vor Gericht
Ermutigende Neuigkeiten aus 
Brasilien: Der oberste Gerichtshof 
des Landes hat im Frühling ent-
schieden, dass die Regierung 
Bolsonaros die massive Verletzung 
von Sozial- und Umweltrechten im 
Amazonasgebiet aktiv gefördert 
hat. Ausserdem fordert das Urteil 
dringende Massnahmen zur Be
wältigung der Umweltkrise wie die 
Einhaltung der Klimaziele und eine 
Begrenzung der Entwaldung im 
Amazonas auf maximal 3925 km2 
pro Jahr. Die Klage, die bereits 2020 
eingereicht wurde, hatte Green
peace Brasilien gemeinsam mit 
neun weiteren Umweltschutzorga-
nisationen und lokalen Politiker:in-
nen aufgebaut. Angela Barbarulo, 
Leiterin der Rechtsabteilung von 
Greenpeace Brasilien, sagt zum Ur-
teil: «Dies stellt eine Verpflichtung 
des brasilianischen Staates gegen-
über den heutigen und künftigen 
Generationen dar und sollte nicht 
den Schwankungen der jeweiligen 
Regierung unterworfen sein.»
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Im niederländischen IJmuiden steht eines der grössten und 
dreckigsten Stahlwerke Europas, das zum indischen Unter-
nehmen Tata Steel gehört. Die Anlage stösst täglich giftige 
Wolken aus, die krebserregende Stoffe enthalten und die 
Gesundheit der Bevölkerung im Umland gefährden. Wenig 
überraschend ist in der Region das Risiko, an Lungenkrebs 
zu erkranken, um 50 Prozent höher als im Rest des Landes. 
Greenpeace Niederlande lancierte infolgedessen die Web
site spotdegifwolk.nl, auf der Besucher:innen auf beobach-
tete Giftwolken hinweisen und diese der Umweltbehörde mel-
den können. Bisher gingen rund tausend Meldungen ein, die 
bereits zu sechs Geldstrafen gegen das Stahlunternehmen 
geführt haben. Ziel von Greenpeace Niederlande sind fünf-
zehn Strafen, dann wird dem Werk die Produktionsgenehmi-
gung entzogen. 

Im Internet
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In ihren Unternehmenszielen verspre-
chen Coop und Migros netto null bis 
2050 – in 26 Jahren also, notabene. Dass 
sie davon aber meilenweit entfernt sind, 
zeigt eine Analyse von Greenpeace 
Schweiz. Wir haben uns den Klima-
Fussabdruck der beiden Detailhänd-
lerinnen mal genauer angeschaut und 
festgestellt: Er ist riesig! Knapp ein Drit-
tel des gesamten Schweizer Klima-Fuss-
abdrucks geht über den Ladentisch der 
Migros- und Coop-Gruppe. Einen gros-
sen Anteil daran haben vor allem Tier-
produkte, also Fleisch, Fisch, Eier und 
Milchprodukte. Bei Coop sind es 47 Pro-
zent, bei Migros bis zu 43 Prozent. Folg-
lich könnten die beiden Marktführerin-
nen ernst machen mit ihren Versprechen 
und ihre Fussabdrücke um knapp die 
Hälfte verkleinern, würden sie auf Tier-
produkte in den Regalen verzichten – 
oder zumindest pflanzliche Alternativen 
verstärkt vermarkten. 

Tun sie das auch? Natürlich nicht. 
Im Gegenteil: Auf der Strasse kann man 
sich im Sommer vor lauter Tsch-Tsch-

Grillfleisch-Werbung kaum retten, und 
in den Einkaufsläden knallen einem  
die Rabatt-Fleisch-Angebote um die 
Ohren. Pflanzliche Alternativen hinge-
gen scheinen kaum je verbilligt zu sein. 

Wir fordern von Migros und Coop 
darum mehr Zukunft im Sortiment. 
Heisst konkret: weniger Tierprodukte 
anzubieten und pflanzliche Lebensmittel 
stärker zu fördern – und ihre Unterneh-
mensziele ernst zu nehmen. 

AuTsch AuTsch!

Aktuell

Studie lesen 

greenpeace.ch/
magazin/assetmanager

Am 20. Juni waren Greenpeace-Aktivist:innen am 
Jahrestreffen des Vereins Swiss Sustainable Finan-
ce – der sogenannten nachhaltigen Finanzwirtschaft. 
Sie konfrontierten die Besucher:innen mit einer ak-
tuellen Studie von Greenpeace Schweiz, die zeigt, 
dass die Schweizer Banken und Versicherungen weit 
davon entfernt sind, sich genügend für den Schutz  
der Umwelt und des Klimas zu engagieren. Denn 
Asset-Manager (Vermögensverwalter wie UBS, 
Swisscanto, Axa oder Blackrock) investieren über 
Anlagefonds Hunderte Milliarden von Franken in 
schädliche Unternehmen auf der ganzen Welt – von 
Ölförderern bis zu Futtermittel-Produzentinnen,  
die für die Abholzung von Regenwäldern verant-
wortlich sind, ist alles dabei. Und das, obwohl die 
Verwalter Einfluss auf die Firmen nehmen und nach-
haltigere Geschäftspraktiken einfordern könnten. 
	 Die Studie zeigt einmal mehr, dass die Finanz-
branche mit freiwilligen Massnahmen kaum 
Fortschritte macht und ihrer Verantwortung nicht 
genügend nachkommt. Alle Akteur:innen der Fi-
nanzbranche müssen deshalb zum Schutz von Klima 
und Natur verpflichtet werden.

Profit  
vor Planet

77,8 
Prozent

Die globale Ungleichheit ist 2023 zum 
ersten Mal seit 25 Jahren wieder ge-
wachsen. Auch in der Schweiz ist die 
Diskrepanz zwischen Arm und Reich 
gross: Hierzulande besitzen die 
reichsten 10 Prozent der Bevölkerung 
77,8 Prozent des gesamten Reinver-
mögens. 

1,3 
Millionen 
Todesfälle

Das reichste 1 Prozent der Weltbevöl-
kerung verursachte 2019 so viel Koh-
lenstoffverschmutzung wie die fünf 
Milliarden Menschen, die die ärmsten 
zwei Drittel der Menschheit aus
machen. Diese enormen Emissionen 
waren zwischen 2020 und 2023 für 
1,3 Millionen hitzebedingte Todesfälle 
verantwortlich. 

22-mal
Düsterer Blick in die Zukunft: Neue 
Ergebnisse zeigen, dass die Pro- 
Kopf-Verbrauchsemissionen des 
reichsten 1 Prozents der Weltbevölke-
rung im Jahr 2030 mehr als 22-mal 
höher sein werden als das Niveau, das 
mit dem Ziel vereinbar ist, die globale 
Erwärmung unter 1,5 °C zu halten. 

1 Milliardär
Der grösste Teil der Emissionen der 
Superreichen geht auf von ihnen ge-
tätigte Investitionen in umweltver-
schmutzende Industrien zurück. Eine 
2022 durchgeführte Studie unter-
suchte die Investments von 125 Milli-
ardär:innen, wobei sich herausstellte, 
dass gerade mal einer von ihnen sein 
Kapital in erneuerbare Energien an-
legte. 

Zunichte
gemacht 

Die Emissionen der Superreichen ha-
ben ebenfalls Einfluss auf Bemü
hungen, die Klimakrise in Schach zu 
halten: Jedes Jahr machen sie die 
Kohlenstoffeinsparungen von fast 
einer Million Windturbinen zunichte.
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Quellen: «Climate Equality: A planet  
for the 99 %», Oxfam, 2023. «Inequality 
Inc», Oxfam, 2024. B
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greenpeace.ch/
magazin/autsch

Hier Petition  
unterschreiben
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Warum die 
Schweiz eben nicht  

genug macht –  
und dabei zu viel  
vom Kuchen isst

Text: Yvonne Anliker und Danielle Müller, Greenpeace Schweiz

International

Eines stimmt: Die Schweiz verursacht innerhalb der 
Landesgrenzen jährlich rund 41 Millionen Tonnen 
CO2-Emissionen und ist somit nur für ein Promille 
des weltweiten Ausstosses verantwortlich. Im Ver-
gleich dazu entlassen die drei grössten Emittenten 
China, die USA und Indien die Hälfte aller Emissio-
nen in die Atmosphäre. Dass aufgrund dessen ein 
Beitrag der Schweiz zur Minderung der Klimakrise 
nichts bringt, ist dennoch falsch. Denn das Bild sieht 
anders aus, wenn die Emissionen des gesamten Kon-
sums der in der Schweiz lebenden Bevölkerung pro 
Kopf betrachtet werden: Mit rund 13 Tonnen CO2 
pro Kopf liegt die Schweiz nämlich weltweit auf Rang 
16 der Länder. Zwar hinter den USA, aber noch deut-
lich vor China oder Indien. 
	 Deswegen stellt auch der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in seinem 
Urteil fest: Jeder Staat trägt seinen eigenen Teil an 
Verantwortung, Massnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels zu ergreifen. Ein Staat darf sich ge-
mäss EGMR seiner Verantwortung nicht dadurch 
entziehen, dass er auf die Verantwortung anderer 
Staaten verweist. Trittbrettfahren ist nicht erlaubt, 
weshalb alle Länder ihre Emissionen auf null senken 
müssen, egal wie gross oder klein sie sind. Würden 

global nämlich alle so leben wie in der Schweiz, wür-
de sich die Erde um bis zu 3 °C erwärmen. 
	 Auch zu sagen, die Schweiz mache schon 
genug, um die Klimakrise zu bekämpfen, stimmt 
nicht. Beispielsweise ist das Argument der Rechts-
kommission des Ständerats, mit dem Bundesgesetz 
über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und 
die Stärkung der Energiesicherheit (KIG) seien die 
menschenrechtlichen Anforderungen des Urteils 
erfüllt, schlichtweg falsch. Denn die im KIG fest
geschriebenen Zielsetzungen sind ungenügend, da 
sie nicht auf einer fairen Kalkulation des nationalen 
CO2-Budgets im Verhältnis zum verbleibenden 
globalen CO2-Budget beruhen.

CO2-Budget? Hä?
Ein globales CO2-Budget gibt die Menge an Treib-
hausgasen an, die weltweit noch emittiert werden 
darf, ohne eine bestimmte globale Temperaturgren-
ze zu überschreiten. Das Budget ist der Rahmen, 
innerhalb dessen eine Stabilisierung des Temperatur-
anstiegs überhaupt gelingen kann. Gemäss dem 
Weltklimarat IPCC dürfte dieses Budget bereits  
in sechs Jahren aufgebraucht sein. Staaten inklusive 
der Schweiz haben deswegen zuletzt an der COP28 

HISTORISCHHISTORISCH

HISTORISCHHISTORISCH

HISTORISCHHISTORISCH

Nach dem historischen Urteil im Fall der KlimaSeniorinnen hört man 
vermehrt wieder zwei allzeit beliebte Anti-Klimaschutz-Argumente. 

Einerseits: «Aber die Schweiz macht doch schon genug in Sachen Klima-
schutz.» Andererseits: «Die Schweiz ist ein kleines Land, unser Beitrag 

ändert nichts.» Diese Aussagen sind Blödsinn. Wir erklären, wieso. 

9



Deutschland

Es gibt ein Recht auf Zukunft. Dies bestätigte im 
April 2021 das deutsche Bundesverfassungs
gericht, nachdem neun Jugendliche mit Unter-
stützung von Greenpeace geklagt hatten. Das 
historische Urteil belegt, dass Klimaschutz ein 
Menschenrecht ist und Verfassungsrang hat. 

2024 ist das Jahr für Klimagerechtigkeit: Welt-
weit sind grosse und kleine Klimaklagen vor in-
ternationalen Gerichten hängig. Sie alle wollen 
die Frage klären, inwieweit die Staaten rechtlich 
verpflichtet sind, Massnahmen zur Bewältigung 
von Klima- und Biodiversitätsnotfällen zu ergrei-
fen. Dass dies nicht nur im Falle der KlimaSenio-
rinnen funktionieren kann, zeigen diverse Bei-
spiele aus den letzten Jahren. Sie machen uns 
Mut, nie aufzugeben. 

Belgien

In Belgien erhoben über 58 000 Bürger:innen 
mittels einer Initiative Klage gegen ihre Regie-
rung. Das Berufungsgericht von Brüssel ver-
pflichtete diese nun Ende 2023 dazu, dass der 
Ausstoss von Treibhausgasen in ganz Belgien 
bis 2030 um 55 Prozent niedriger sein muss  
als der Referenzwert von 1990. Die Richter:innen 
waren der Ansicht, dass das Land zu wenig 
gegen die Klimakrise macht und somit die Men-
schenrechte verletzt. 

Frankreich

2021 entschied das Verwaltungsgericht Paris, 
der französische Staat trage grundsätzlich eine 
Verantwortung für Versäumnisse im Kampf 
gegen die Klimakrise. Zwei Jahre zuvor hatte 
Greenpeace gemeinsam mit anderen Umwelt-
schutzverbänden den Staat wegen Untätigkeit 
angesichts der durch den Klimawandel beding-
ten Veränderungen angeklagt. Frankreich muss 
nun die Folgen seiner früheren Nachlässigkeit 
beheben und Massnahmen ergreifen. 

Niederlande

Die Urgenda-Klimaklage war die erste weltweit, 
in der Bürger:innen darauf aufmerksam mach-
ten, dass ihre Regierung rechtlich verpflichtet  
ist, die Klimakrise zu verhindern. Das Bezirks
gericht Den Haag gab den Kläger:innen recht, 
und 2019 bestätigte auch der oberste Gerichts-
hof der Niederlande das Urteil. Die Niederlande 
müssen nun ihre Emissionen im Einklang mit 
ihren Menschenrechtsverpflichtungen dringend 
und erheblich reduzieren. 

Shell

Auch Unternehmen müssen für ihre Vergehen 
geradestehen: 2021 verklagten Bürger:innen 
gemeinsam mit Umweltschutzorganisationen 
den Öl- und Erdgaskonzern Shell, weil er einer 
der grössten Umweltverschmutzer sei. Das 
Bezirksgericht in Den Haag schlug sich auf die 
Seite der Kläger:innen, die Mahnung an Shell war 
dabei deutlich: Der britisch-niederländische 
Konzern «muss seinen Beitrag leisten im Kampf 
gegen den gefährlichen Klimawandel». 

Global

Ein Zusammenschluss aus kleinen Inselstaaten, 
die durch den Anstieg des Meeresspiegels 
bedroht sind, leitete vor dem Internationalen 
Seegerichtshof ein Verfahren ein. Dieser ent-
schied nun im Mai, dass von den Ozeanen ab
sorbierte Treibhausgase eine Form der Meeres-
verschmutzung darstellen und die jeweiligen 
Regierungen «alle notwendigen Massnahmen 
ergreifen müssen», um die Meeresverschmut-
zung im Zusammenhang mit dem Klimawandel 
zu verhindern, zu verringern und zu kontrollieren. 
Das Urteil ist ein grosser Sieg für die Umwelt. 

Climate Justice: 
Wir sind 

nicht allein! 

erneut ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck 
gebracht, dass das verbleibende, 1,5-°C-kom-
patible globale Budget zu rasch aufgebraucht 
wird. Aus diesem Grund hält der EGMR im 
KlimaSeniorinnen-Urteil fest, dass Staaten für 
eine menschenrechtlich genügende Klima
politik die Ambitionen mit Bezug auf das noch 
verbleibende CO2-Budget für die Einhaltung 
des 1,5-°C-Limits festlegen müssen. 
	 Im KlimaSeniorinnen-Verfahren 
verwies das Bundesamt für Umwelt auf die be-
stehenden nationalen Klimazielsetzungen und 
argumentierte, dass aus diesen ein CO2-Budget 
für die Schweiz «abgeleitet» werden könne. 
Doch nationale Budgets ohne Bezugnahme auf 
ein globales Budget besagen einzig, wie viel 
CO2 sich die Schweiz selbst erlaubt; sprich: wie 
viel vom verbleibenden Kuchen die Schweiz es-
sen möchte, aber nicht, wie viel sie essen darf, 
damit jede und jeder noch sein Stück hat. Das 
ist zutiefst unfair und mit internationalem 
Recht nicht vereinbar.

Es braucht «fair share»
Ein «fair share» ist auf Deutsch ein «gerechter 
Beitrag». Im Klimakontext ist damit gemeint, 
dass die Last der Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen global gerecht verteilt wird, ba-
sierend auf Überlegungen wie der historischen 
Verantwortung eines Staates für die Klima
krise und seinen Möglichkeiten, zur Lösung 
beizutragen. Eine solche gerechte Verteilung ist 
nötig, damit im Zusammenwirken aller Staa-
ten tatsächlich sichergestellt werden kann, dass 
die globale Erderwärmung 1,5 °C nicht über-
steigt. Dass also kein Staat mehr vom global 
verbleibenden CO2-Kuchen nimmt, als ihm 
tatsächlich zusteht. 
	 Das Anwaltsteam der KlimaSenio-
rinnen rund um Cordelia Bähr konnte im Ge-
richtsverfahren nachweisen, dass ein nach den 
Fairness-Vorstellungen der Schweiz berechne-
tes nationales CO2-Budget bei einer Fortfüh-
rung der geplanten Klimastrategie bereits Ende 
2030 aufgebraucht wäre. Darum fordert der 
Verein nun, dass der Bundesrat in einem ersten 
Schritt eine unabhängige wissenschaftliche 
Analyse zu der Frage in Auftrag gibt, wie viel 
die Schweiz zur Einhaltung des CO2-Budgets 
beitragen sollte. Basierend darauf muss der 
politische Prozess für die Findung von Mass-
nahmen starten, damit die Schweiz zukünftig 
ihren Anteil zur Lösung des Problems beiträgt – 
und nicht den ganzen Kuchen selbst verdrückt. 

International
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International Einordnung des Urteils: 
Fünf Fragen an Juristin Corina Heri

Bilder: Shervine Nafissi

Corina Heri, weshalb ist das Urteil im Fall der Klima
Seniorinnen historisch?
Das Urteil macht klar, dass die Menschenrechte vor 
Gericht durchgesetzt werden können, um den Aus-
wirkungen des Klimawandels zu begegnen. Der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
hält unmissverständlich fest, dass die Menschenrechte 
im Klimarecht eine Rolle spielen; das heisst, dass 
Staaten die Menschen vor den schädlichen Auswir-
kungen des Klimawandels schützen müssen. Das ist 
ein historischer Entscheid, der die Weichen für die 
weitere Klimarechtsprechung auf nationaler und 
internationaler Ebene stellt. Der Zusammenhang 
zwischen dem Schutz der Menschenrechte und des 
Klimas war lange umstritten. Argumentiert wurde, 
dass man die Reaktion auf den Klimawandel statt-
dessen über die internationalen Verhandlungen be-
züglich des Klimarahmenabkommens der Vereinten 
Nationen (in dessen Rahmen auch das Übereinkom-
men von Paris verabschiedet wurde) festlegen müsse. 
Das neue Leiturteil wird in verschiedenen Ländern 
und Systemen die Praxis im Klimaschutz nun prägen. 

Wie könnten konkrete Folgen des Urteils aussehen?
Was das Urteil konkret alles auslösen wird, müssen 
wir noch abwarten. Es zeigt sich aber jetzt schon, dass 
dieses Urteil zu vertiefteren Diskussionen und Aus-
einandersetzungen mit der Frage der staatlichen Ver-
pflichtungen zum Schutz der Menschenrechte vor 
den Auswirkungen des Klimawandels führen wird. 
Diese finden nicht nur in der Schweiz statt, sondern 
auch innerhalb der zuständigen Behörden in ver-
schiedenen anderen Mitgliedstaaten des Europarats. 
Es ist auch zu hoffen, dass dieses Urteil dem Anliegen, 
das Recht auf eine gesunde Umwelt auf der Ebene des 
Europarats anzuerkennen, einen neuen Schub verlei-
hen wird. 

Wie beurteilen Sie die Rolle der Gerichte generell bei 
der Verstärkung des weltweiten Klimaschutzes?
Es ist klar, dass die Gerichte im Alleingang keine bes-
sere Klimapolitik anstossen können. Es braucht da-
für mehr Zusammenarbeit, einerseits zwischen der 
nationalen und der internationalen Ebene und ande-
rerseits zwischen der Judikative und den anderen 
Staatsgewalten, also den Parlamenten (Legislative) 
und der vollziehenden Gewalt (Exekutive). Die Ge-
richte können dabei wichtige Impulse geben. Sie klä-
ren beispielsweise, wo Handlungsbedarf besteht, und 
sie legen bestehende Pflichten so aus, dass sie den 
Menschen auch im Zeitalter des Klimawandels 
adäquaten Schutz bieten.

Was bedeutet die Erklärung des Parlaments, welche 
den Bundesrat dazu auffordert, dem Urteil keine wei-
tere Folge zu leisten?
Diese Erklärung ist aus der Perspektive der Gewal-
tenteilung problematisch. Es handelt sich um ein 
politisches Signal, das deutlich machen soll, dass das 
Parlament den Klimaurteilen des Gerichtshofs kri-
tisch gegenübersteht und dass die Strassburger Rich-
ter:innen sich noch mehr zurückhalten sollen, als sie 
das bereits getan haben. Die Erklärung bietet keine 
differenzierte Auseinandersetzung mit dem Urteil. 
Der Vorwurf, der EGMR hätte «richterlichen Akti-
vismus» betrieben, ist unbegründet. Dass das Recht 
auf Schutz des Privat- und Familienlebens (sowie 
auch, notabene, das Recht auf Leben) auf Umwelt-
fragen angewendet werden kann, entspricht einer eta-
blierten und durch die Mitgliedstaaten akzeptierten 
Rechtsprechung des Gerichtshofs. Das Parlament 
fordert den Bundesrat zwar auf, dem Ministerkomi-
tee mitzuteilen, dass die Schweiz dem Urteil keine 
weitere Folge leisten wird. Aber die Erklärung sagt 
nicht, dass das Urteil des EGMR unverbindlich sei. 
Das wäre unhaltbar.

Welche Hoffnung haben Sie bezüglich Klimaschutz?
Ich hoffe, dass man die Klimawissenschaftler:innen 
ernst nimmt, wenn sie uns sagen, dass wir vor einem 
Abgrund stehen. Ich hoffe auch, dass man die Gerich-
te ernst nimmt. Sie schlagen mit ihren Urteilen Alarm 
und zeigen uns, dass staatliches Handeln dringend 
geboten ist. Schliesslich hoffe ich, dass man die rich-
terliche Glaubwürdigkeit nicht aus politischen Grün-
den infrage stellt. Für den EGMR gilt: Die Richter:in-
nen werden durch die Staaten nominiert, was ihnen 
demokratische Legitimität verleiht. Aber sie sind Ex-
pert:innen und fällen ihre Entscheide unabhängig 
von den Weisungen irgendwelcher Regierungen oder 
Organisationen. Gerade das macht den Gerichtshof 
zu einer so starken und bedeutenden Instanz. Diese 
Unabhängigkeit unqualifiziert infrage zu stellen, weil 
man ein Urteil nicht billigt, ist eines demokratischen 
Staates nicht würdig.

Hier gehts  
zum ausführlichen  

Interview

greenpeace.ch/
magazin/corina-heri
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Corina Heri promovierte 2017 an der 
Universität Zürich. Seit November 2020 ist  
sie Postdoc am Lehrstuhl Keller im 
Forschungsprojekt «Climate Rights and 
Remedies». Sie war am Gerichtshof  
in Strassburg dabei, als am 9. April das Urteil  
im Fall der KlimaSeniorinnen verkündet 
wurde. 

Die KlimaSeniorinnen können ihren Sieg kaum fassen. 

Die Freude über das Urteil ist riesig. 

Die KlimaSeniorinnen auf dem Weg zur Urteilsverkündung in Strassburg. 



International

Vor gut acht Jahren kam der damals erst 21-jährige 
Oliver Heimgartner von Greenpeace zu mir ins Büro 
im Zürcher Seefeld. Er informierte mich über eine 
mögliche Klimaklage älterer Frauen gegen den Bun-
desrat und fragte, ob ich allenfalls bereit wäre, dazu 
beizutragen. Cécile Bühlmann und Verena Mühl
berger, damals Stiftungsratspräsidentin beziehungs-
weise Geschäftsleiterin von Greenpeace, haben 
diesen Besuch eingeleitet. Beide gehören zu meinen 
engeren Bekannten. Sie wussten, dass ich ein grosses 
Beziehungsnetz zu älteren Feministinnen pflege. Der 
dringend nötige Schutz vor dem Klimawandel war 
mir selber ein zentrales Anliegen. Als gebürtige Wal-
liserin verbrachte ich seit der Pensionierung viele Wo-
chen im Sommer im Simplongebiet. Das Schmelzen 
der Gletscher, ob am Bietschhorn, im Aletschgebiet 
oder bei der Mischabelgruppe, war nicht zu über
sehen. Zugleich fühlte ich mich in meiner Zuneigung 
zu meinen Enkelkindern für deren Recht auf eine 
lebenswerte Zukunft mitverantwortlich und wollte 
mich dafür aktiv einsetzen.
 	 Ich vermittelte Oliver über Heidi Witzig, 
die als Historikerin mit mir das Büro teilte, den Kon-
takt zur GrossmütterRevolution, zu deren Mitglie-
dern auch etliche frühere Umweltaktivistinnen 
gehörten. Heidi lud zu einem Treffen im Gemein-
schaftsraum meiner Hausgemeinschaft in Hottingen 
ein. Ich kannte kaum eine der Frauen aus der kleinen 
Gruppe, die der Einladung gefolgt war. Georg 
Klingler von Greenpeace informierte und beant
wortete die vielen Fragen. 

Heidi leitete dann auch die Vereinsgründung im Ge-
nerationenhaus in Bern. Für sie wie für mich war 
klar, dass wir nicht zum Vorstand gehören wollten, 
da wir beide schon stark in anderen sozialpolitischen 
Initiativen eingespannt waren. Ausserdem war ich 
als Historikerin beruflich noch sehr beansprucht. 
Aber ich war bereit, als Ansprechperson für die 
Medien zu fungieren. Und bald nach der Vereins-
gründung kontaktierten mich Journalist:innen ver-
schiedenster Medien, meist per Handy. So etwa, als 
wir vor dem Bundeshaus standen, um unsere Klage 
erstmals beim Uvek einzureichen, oder in Davos, wo 
mich ein holländischer Journalist anrief. Zuvor schon 
hatte mich die Zeitschrift «Tina» – das Frauenjour-
nal war für mich bis anhin kein Begriff – kontaktiert. 
Eine Journalistin reiste 2017 extra aus Deutschland 
in die Schweiz, um uns nach Davos zu begleiten, wo 
wir während des WEF mit einer Überraschungs
aktion intervenierten. Schwer bewaffnete Polizist:in-
nen drohten, uns im Kastenwagen abzuführen, wenn 
wir nicht sofort unsere Transparente einrollen und 
abziehen würden. 
 	 Das Urteil in Strassburg wollte ich nicht 
verpassen. Voller Spannung verfolgte ich im Ge-
richtssaal die Kommentare der irischen Richterin. 
Was wird wohl das Fazit sein?, fragte ich mich. Über-
rascht war ich, dass die Beschwerde der Einzel
klägerinnen abgelehnt, aber die des Vereins ange-
nommen wurde. Innerlich begann ich zu jubilieren. 
Gleichzeitig war mir klar, dass nun der politische 
Kampf mit der SVP um die Aufkündigung der 
EMRK mit neuer Vehemenz aufflammen würde. 
Was mir in den Tagen danach allerdings bitter auf-
stiess, waren die an Unverschämtheit grenzenden 
Medienkommentare. Verniedlichend war die Rede 
von «Klima-Grosis», dass wir «Strohfrauen» von 
Greenpeace seien. Diese Abwertungen einer Gruppe 
engagierter, profilierter und politisch erfahrener 
Frauen waren weit unter der Gürtellinie. Was mich 
jedoch noch mehr empört, ist der Aufruf des Stände- 
und des Nationalrats, das Urteil zu ignorieren. Die 
Begründung, die Schweiz habe dem Urteil mit seiner 
Gesetzgebung bereits Folge geleistet, erachte ich als 
hilflosen Versuch, den rechtsstaatlichen Schein zu 
wahren, da man ja ein Urteil nicht einfach ignorieren 
kann. Mit seiner Erklärung schwächt das Parlament 
sowohl die Bedeutung der EMRK wie auch die Stel-
lung des EGMR und des Europarates, eine höchst 
verantwortungslose Haltung.

Spannung, Jubel und 
Unverschämtheiten

Elisabeth Joris, KlimaSeniorin

Das steckt dahinter

Im Jahr 2020 lebten rund 83 Prozent der Schweizer 
Bevölkerung in Gegenden mit städtischem Charak-
ter, was rund 7,2 Millionen Menschen entspricht. Die-
se leiden mehr unter Hitze als die Bewohner:in-
nen der ländlichen Regionen. Doch auch in der 
Stadt gibt es Unterschiede bei der Hitzebe-
lastung: Je wohlhabender eine Nachbar-
schaft, desto kühler ist sie, stellte eine 
Recherche von SRF fest. 

7,2 Millionen 7 Grad Celsius
Bäume machen einen gehörigen Unterschied, wenn 
es zu Hitzesommern kommt. Am Tag können sie den 
Aufenthaltsbereich der Menschen um bis zu 7 °C he-

runterkühlen. Dies vor allem durch den Schat-
ten, den sie spenden. Ausser-

dem ist es an Orten mit 
vielen Bäumen auch 

nachts kühler,  
da sich die Be-

reiche tags-
über nicht 
so stark er-

wärmen. 

Stadtklima-Initiativen
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g Quellen: «Hitze in Städten», Bafu, 2018; srf.ch/news/schweiz/ungleichheit-in-den-staedten-
hitzeinseln-treffen-aermere-staerker; srf.ch/radio-srf-1/herausforderung-sommerhitze-diese-
sechs-massnahmen-helfen-gegen-zu-heisse-schweizer-staedte; umverkehr.ch

Text: Danielle Müller, 
Greenpeace Schweiz

Für Bäume hat das Leben in der Stadt jedoch Konse-
quenzen: Strassenbäume erreichen meist nur ein Vier-
tel ihres möglichen Alters. Dies unter anderem, weil 
besonders an viel befahrenen Strassen die Schad-
stoffaufnahme der Bäume grösser ist. 

Bis 2060 soll in der Schweiz bis zu ein Viertel weniger 
Regen fallen. Auch werden niederschlagsfreie Tro-
ckenperioden in 16 Jahren bereits 20 Tage dauern 
anstatt wie bisher deren 11. Ohne Abkühlung von oben 
erhitzen Städte noch mehr. Umso wichtiger also,  
sie vermehrt zu begrünen, denn Grünflächen sind rund 
25 Grad kühler als versiegelter Boden. 

20 Tage

Um der Hitze in Städten entgegenzuwirken, hat der 
Verein umverkehR in 11 Gemeinden die Stadtklima-
Initiativen lanciert. Sie verlangen, dass während zehn 
Jahren jährlich 0,5 Prozent der öffentlichen Strassen-
fläche in zusätzliche Grünflächen umgewandelt wer-
den. Ausserdem sollen weitere 0,5 Prozent der Stras-
senfläche jährlich umgenutzt werden. In St. Gallen, 
Genf, Chur, Ostermundigen und Winterthur wurden 
die Initiativen oder deren Gegenvorschläge angenom-
men. 

11 Initiativen

25 Prozent
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Dossier

Das Bundesamt für Energie denkt in die falsche Richtung. «Ener-
gieverbrauch 2023 leicht gestiegen», titelte es im Juni in einer 
Medienmitteilung. Hauptgrund sei die «anhaltende Erholung des 
Flugverkehrs». «Erholung»? Im Ernst? Auf welchem Planeten lebt 
das Bundesamt?
 	 Flieger gehören weltweit zu den grössten Klimakillern. 
In der Schweiz sind sie für gut ein Viertel der klimawirksamen 
Treibhausgasemissionen verantwortlich. Doch das Bundesamt 
denkt in anderen Kategorien. Je mehr Menschen fliegen, desto bes-
ser. Gut ist, was wächst. Gut ist, was das Bruttoinlandprodukt 
(BIP) ankurbelt.
 	 Das findet auch die Zürcher Volkswirtschaftsdirektorin 
Carmen Walker Späh. Sie schreibt in einem Beitrag für den «Ta-
ges-Anzeiger», Wirtschaftswachstum sei der «Motor des Klima-
schutzes». Wachstum schaffe die Ressourcen, die für Forschung 
und Entwicklung neuer Technologien notwendig seien. Dahinter 
steckt die Hoffnung, dass Fortschritt zu effizienteren Produktions-
verfahren und damit zu weniger Ressourcenverbrauch führt. Doch 
das ist ein Irrtum. Stichwort Rebound-Effekt, erklärt an einem ein-
fachen Beispiel: Wenn die Autoindustrie effizienter und deshalb 
günstiger produziert, entscheiden sich viele Kund:innen beim 
nächsten Kauf für ein grösseres Modell mit entsprechend höhe-
rem Verbrauch an Ressourcen.
 	 Seit den 1950er-Jahren messen wir den Erfolg einer Volks-
wirtschaft daran, wie stark sie wächst – egal wie es um soziale 
Gleichheit, Umweltzerstörung, Gesundheit und Zufriedenheit 
steht. Wir und viele unserer Institutionen, wie etwa die Altersvor-
sorge, sind in einer Wachstumslogik gefangen. Eine Wirtschaft ist 
aber nur dann umweltverträglich, wenn sie das Wohlergehen von 
Mensch und Planet ins Zentrum stellt. Dazu ist das BIP die falsche 
Messgrösse.
 	 Es gibt Alternativen. Zum Beispiel den «Better Life In-
dex» der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) mit Indikatoren wie Wohnverhältnisse und 
Lebenszufriedenheit. Oder die «Wohlfahrtsmessung» des Bundes-

Zeit, dass sich etwas ändert
Planet und Menschen leiden. Es braucht einen Neustart,  
sodass wir unabhängig vom Wirtschaftswachstum gut  

leben können. Eine Auseinandersetzung mit Change und  
drei Porträts von Menschen, die Veränderung leben. 

 
Text: Roland Gysin, Greenpeace Schweiz 

Illustration: Kleon Medugorac und Paula Troxler 
Fotografie: Raffinerie
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amts für Statistik mit Indikatoren wie Bildung, Gesundheit und 
Umweltqualität. Doch richtig ernst nimmt diese Systeme niemand.
 	 Die Greenpeace-Studie «Transformation zu einem so
zialgerechten Leben innerhalb der planetaren Grenzen» von 2023 
zeigt, was die Folgen einer ungezügelten Wachstumslogik sind: Die 
Schweiz überschreitet die planetaren Grenzen beim Klima um den 
Faktor 19, beim Biodiversitätsverlust fast um den Faktor 4. Kein 
Wunder, dass selbst der Bundesrat im Umweltbericht 2022 bilan-
ziert: «Die drängendsten Probleme sind der Klimawandel, der Ver-
lust der biologischen Vielfalt und die übermässige Nutzung natür-
licher Ressourcen.»

Schweizer Konsum ist nicht nachhaltig
Die Schweiz stiess 2020 rund 103 Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lente aus. Zwar verbrauchen wir im Inland weniger Ressourcen. 
Aber: Zwei Drittel der Umweltbelastung fallen im Ausland an. 
Und dieser hauptsächlich über unseren Konsum importierte An-
teil der Umweltbelastung nimmt seit 2000 zu. Pro Kopf stossen wir 
in der Schweiz rund 13 Tonnen CO2-Äquivalente aus. In der EU 
sind es rund 8 Tonnen. Das Bundesamt für Statistik bringt es auf 
den Punkt: «Unser Konsum ist nicht nachhaltig. Wir leben auf 
Kosten künftiger Generationen und anderer Erdteile.» Wer nicht 
oder zu spät handelt oder die Probleme einfach ignoriert, muss – im 
besten Fall – mit immensen Kosten rechnen. Gemäss Umwelt
bericht 2022 des Bundesrates sind die gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Kosten eines ungebremsten Klimawandels «bei 
Weitem» höher als die Kosten für vorsorgliche Massnahmen.
 	 Subventionen sind eine Möglichkeit, wie der Bund beim 
Schutz der Umwelt vorwärtsmachen kann. Sprich die Wirtschaft 
in eine nicht wachstumsgetriebene Richtung zu lenken, etwa mit-
tels Geldern für die energetische Sanierung von Gebäuden und für 
den Arten- und Landschaftsschutz. 2015 gab der Bund für soge-
nannte «umweltbezogene Subventionen» 2,3 Milliarden Franken 
aus. 2020 waren es über 2,7 Milliarden Franken. Die neuesten Zah-
len stammen von 2022. Der Beitrag liegt mit gut 2,2 Milliarden 
unter demjenigen von 2015.
 	 Die Zahlen sind verschwindend klein im Vergleich zum 
Geld, das der Bund ausgibt für Subventionen, welche die Umwelt 
schädigen. Die Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, 
Schnee und Landschaft (WSL) hat 2020 total 162 biodiversitäts-
schädigende Subventionen ausgemacht im Umfang von 40 Milli-
arden Franken. Die Folgen dieser Politik: Gemäss Bundesamt für 
Umwelt sind «die Hälfte der Lebensräume und ein Drittel der Arten 
bedroht». Trotzdem lässt der Bundesrat von den 162 schädlichen 
Subventionen nur 8 überprüfen und sieht laut SRF-«Rendez-vous» 
vom 2. August auch «keinen oder kaum Handlungsbedarf».

Was tun? Bausteine für den grundlegenden Wandel sind vorhanden: 
Glaubenssätze über Bord werfen, Ressourcenverbrauch zurück-
schrauben, energieintensive Produktionsformen aufgeben und sich 
aufmachen, wachstumsunabhängige Modelle zu entwickeln. Zum 
Beispiel indem wir Arbeit weniger besteuern und dafür Vermögen, 
Erbschaften und den Verbrauch fossiler Energien stärker belasten. 
Wir brauchen Ernährungssysteme, die mit den Futtermitteln aus-
kommen, welche die einheimische Landwirtschaft produzieren 
kann. Feministische Bewegungen fordern seit Jahrzehnten die 
gerechtere Aufteilung und Aufwertung der Sorgearbeit. Für den 
Umwelthistoriker Milo Probst lassen ihre Kämpfe «Konturen 
einer Welt erkennen, in der die Sorge um Mitmenschen und die 
Natur ins Zentrum unserer menschlichen Tätigkeit rückt».
 	 «Wir sind nicht alle Optimierungsautomaten», sagt der 
Volkswirtschaftler Werner Vontobel. Die Evolution hat uns zu 
solidarischen Wesen gemacht. Schenken bereitet Freude. Und wir 
verspüren den starken Wunsch nach sozialen Beziehungen, die auf 
Gegenseitigkeit beruhen. Vontobel schlägt einen «Neustart» vor, 
bezahlte Arbeit vermehrt in unbezahlte Arbeit zurückzuverwan-
deln mit verbesserten Rahmenbedingungen für eine geldlose 
Bedarfs- und Regionalwirtschaft: «Statt Wohnsilos und 20 Kilo-
meter entfernte Arbeitsstätten müssen wir Wohnen und Klein
gewerbe im Sinne einer 15-Minuten-Stadt zusammenbringen.» 
Selbstredend braucht es dazu keine neuen Autobahnen.
 

Bewusstsein für Wandel ist vorhanden
Viele Menschen sind sich bewusst, dass die «natürlichen Grenzen 
des wirtschaftlichen Wachstums» erreicht sind. Das ergab eine 
repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts GFS 
Zürich im Auftrag von Greenpeace. 7 von 10 Befragten stimmen 
dieser Aussage zu. 8 von 10 Befragten sind zudem überzeugt, dass 
wir «Wege finden müssen, wie wir unabhängig vom Wirtschafts-
wachstum gut leben können».
 	 Die Umweltdebatte lässt sich nicht führen, ohne die Sys-
temfrage zu stellen: Wie halten wir es mit dem unendlichen Wirt-
schaftswachstum? Fakt ist: Die Zerstörung der Umwelt und die 
Klimakrise schreiten schneller voran, als es Expert:innen voraus-
gesagt haben. Deshalb muss der ignorante Glaube rasch ein Ende 
haben, dass es irgendwie schon gut kommt. Sonst könnte es uns 
ergehen wie Ikarus in der griechischen Sage: Sein Vater Dädalus 
hatte, um der Gefangenschaft bei König Minos zu entkommen, 
für sich und den Sohn je ein Paar Flügel gefertigt, aus Federn, die 
er mit Fäden und Wachs verband. Der Warnung des Vaters zum 
Trotz stieg Ikarus beim Flug immer höher, bis die Sonnenstrahlen 
das Wachs schmelzen liessen. Er taumelte, ruderte mit den Armen, 
überschlug sich, fiel ins Meer – und versank. 1918



Magdalena Erni 
Co-Präsidentin der Jungen Grünen

Text: Danielle Müller, Greenpeace Schweiz

Als die Umweltverantwortungsinitiative (UVI) lan-
ciert wurde, war Magdalena Erni gerade mal 17 Jah-
re alt. «Zu jung, um im Initiativkomitee mitzuwir-
ken», sagt sie lachend. Nur drei Jahre später bereitet 
sich die Thunerin als Co-Präsidentin der Jungen Grü-
nen Schweiz, die die UVI ins Leben gerufen haben, 
mitten im Geschehen auf den Abstimmungskampf 
vor. Wann der kommt, ist noch nicht festgelegt, dass 
er kommt, aber gewiss. «Gerade für eine Jungpartei 
ist das eine riesige Kiste zum Stemmen», meint 
Magdalena mit ein wenig Ehrfurcht, «doch ich freue 
mich sehr darauf.»
	 Aber fangen wir von vorne an: Am 
24. August 2021 lud die damalige Co-Präsidentin der 
Jungen Grünen, Julia Küng, die Schweizer Medien 
ins Bundeshaus ein. Anlass war die Lancierung der 
Volksinitiative «Für eine verantwortungsvolle Wirt-
schaft innerhalb der planetaren Grenzen (Umwelt-
verantwortungsinitiative)». Aktivist:innen malten 
zeitgleich auf dem Waisenplatz in Bern Transparente 
mit Schriftzügen wie «Weil wir nur eine Erde haben» 
oder «Umwelt vor Profit». Genau darum geht es in 
der Initiative. Sie verlangt, dass die Umweltbelastung 
der Schweiz innerhalb von zehn Jahren so reduziert 
wird, dass die planetaren Grenzen eingehalten wer-
den. Die Natur solle dabei den Rahmen für die Wirt-
schaft vorgeben. «Wir leben in einer Zeit, in der es 
multiple Krisen gibt», erklärt Magdalena die Beweg-
gründe für die Initiative. «Die UVI packt Grundpro-
bleme wie unser heutiges Wirtschaftssystem an der 
Wurzel.»
	 Besonders wichtig ist der Jungpartei der 
Grünen Schweiz, dass die Ausgestaltung der Initiative 
sozial gerecht abläuft. Denn es seien vor allem reiche 
Menschen und grosse Firmen, die die Umwelt ver-
stärkt belasten würden, so Magdalena. «Das geht in 
der Politik sehr oft vergessen.» Die Studentin hat auch 
schon konkrete Vorstellungen, wie soziale Gerechtig-
keit in der Umsetzung aussehen könnte, und scheut 
dabei nicht vor dem V-Wort zurück: «Verbote sind 
eigentlich sozial sehr gerecht, weil sie für alle gelten 
und man sich für Geld nicht davon freikaufen kann.» 
Schliesslich hätten sie als Partei aber nur Vorschläge 
und Ideen, die Umsetzung läge dann in der Hand des 
Parlaments. 

Nichtstun kostet mehr 
Im Februar 2023 – nur anderthalb Jahre nach 
Lancierung – konnten die Jungen Grünen die 
Umweltverantwortungsinitiative mit über 105  000 
gültigen Unterschriften einreichen. «Das war ein 
wahnsinnig schöner Moment, auf den wir als Jung-
partei extrem stolz sind», erinnert sich Magdalena. 
Doch nur knapp ein Jahr später folgte die Hiobsbot-
schaft aus dem Bundeshaus: Der Bundesrat lehnt die 

UVI ab. Für die junge Politikerin zwar nicht überra-
schend, aber dennoch ärgerlich. Als Hauptargument 
dagegen nennt der Bundesrat die Kosten, welche die 
Annahme mit sich bringen würde. Magdalena ist die-
ser Aussage müde: «Nichts machen wird uns am 
Ende viel mehr kosten, was diverse Studien belegen.» 
Ganz absurd findet sie, dass man zeitgleich darüber 
diskutiert, fossile Infrastrukturen wie den Verkehr, 
aber auch die Atomenergie weiter auszubauen. «Das 
wären Ausgaben, die man stattdessen in den Klima-
schutz investieren könnte.»
	 Auch der Nationalrat hat die Umweltver-
antwortungsinitiative bereits diskutiert – und im Juni 
dieses Jahres abgelehnt. Trotzdem hat sie für Furore 
gesorgt: «Ein befreundeter Nationalrat hat mir ge-
sagt, dass er noch nie so viele Redemeldungen zu ei-
nem Thema gehört habe», erzählt Magdalena ein we-
nig stolz. Die Diskussion dauerte sechs Stunden, und 
einige Mitglieder der Jungen Grünen verfolgten sie 
im Bundeshaus mit. Für Magdalena ein spezieller 
Moment, der aber auch Nerven kostete. Denn einige 
Wortmeldungen, vor allem seitens der SVP, waren 
unter der Gürtellinie, erzählt sie. «Das war anstren-
gend; es geht um unsere Zukunft und gewisse Men-
schen machen sich darüber lustig.»
	 Wie es im Schweizer Parlament abgese-
hen von der Diskussion rund um die Umweltverant-
wortungsinitiative läuft, frustriert die Co-Präsidentin 
der Jungen Grünen zusätzlich. «Wie beispielsweise 
auf das Urteil im Fall der KlimaSeniorinnen reagiert 
wurde, ist furchtbar», regt sich Magdalena auf. «Und 
das, obwohl wir das heisseste Jahr seit Messbeginn 
haben.» Die Schweizer Politik ruhe sich zu sehr auf 
ihren Erfolgen aus, findet sie und setzt gerade des
wegen grosse Hoffnungen in die UVI: «Wir wollen 
damit vorangehen und radikalere Ziele als bisher fest-
legen. Und zeigen, dass ein Wandel noch möglich ist.» 
	 Dieser Systemwandel ist für Magdalena – 
und ihre Partei – die treibende Kraft, sie arbeitet hart 
dafür. Warum? «Ich möchte in zehn Jahren in einer 
Schweiz leben, in der das Wohl der Menschen an ers-
ter Stelle steht und nicht das der Wirtschaft. In der es 
nicht zu heiss ist. Und wenn es doch so sein sollte, es 
viele Bäume gibt, die Schatten spenden, und wir uns 
in Flüssen und Seen mit sauberem Wasser abkühlen 
können.» Dem bleibt nichts hinzuzufügen. 
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Lobo Lutz 
Gründer Foodcoop «Zur Gertrud»

Text: Danielle Müller, Greenpeace Schweiz

«Ich interessiere mich für Essen», sagt Lobo Lutz 
pragmatisch – und untertreibt mit dieser Aussage fast 
noch ein wenig. Denn er ist neben seinem Beruf seit 
mittlerweile mehr als zehn Jahren in diversen Lebens-
mittelvereinen engagiert. So auch als Mitgründer der 
Foodcoop «Zur Gertrud» an der Ecke – wie könnte 
es anders sein – Zurlindenstrasse/Gertrudstrasse in 
Zürich. 
	 Foodcoops sind Zusammenschlüsse von 
Personen aus Privathaushalten zu Einkaufsgemein-
schaften, die gemeinsam Lebensmittel beziehen, sie 
werden auch Lebensmittelkooperativen genannt. 
Diejenige von Lobo Lutz hat sich ziemlich unspekta-
kulär während der Corona-Zeit bei den Briefkästen 
vor seinem Wohnhaus gegründet, als sich dort vier 
Nachbar:innen mit Masken trafen und austauschten. 
Mittlerweile hat sich daraus ein Verein mit über 120 
Mitgliedern entwickelt, der alle drei Monate zum Ver-
teilen von Lebensmitteln zusammenkommt. Die 
Nudeln, Brotaufstriche und Haferdrinks, die an den 
Verteiltagen von Freiwilligen sortiert und ausgegeben 
werden, kann jedes Mitglied zuvor ganz einfach via 
Website bestellen.
	 Doch warum braucht es zum Einkaufen 
einen Verein? Wieso gehen die Mitglieder von «Zur 
Gertrud» nicht einfach wie Hinz und Kunz zu Coop 
oder Migros zum «Poschte»? Ganz einfach: Weil in 
unserem Lebensmittelsystem der Wurm drinsteckt. 
Lebensmittelproduzent:innen stehen heutzutage un-
ter massivem Preisdruck der Grossverteiler, wodurch 
die industrielle Produktion und somit die Ausbeu-
tung von Böden und Arbeiter:innen forciert wird. 
Hinzu kommt, dass die Produzent:innen am Ende 
des Tages wenig von ihrem Geld sehen, da der Zwi-
schen- und Grosshandel von sehr hohen Margen pro-
fitiert. So ist zum Beispiel bei der Kartoffel der Ge-
winn einer Grossverteilerin wie Migros fünfmal 
höher als der des Bauern, der sie angepflanzt hat. 
	 Solche unfairen Verhältnisse wollen 
Foodcoops nicht unterstützen. Sie beziehen ihre Le-
bensmittel direkt bei den Produzent:innen und las-
sen den Zwischenhandel aus. «Somit wird eigentlich 
der Verein zum Zwischenhändler und weiss über je-
des Produkt, von wem es wann, wo und unter welchen 
Bedingungen produziert wurde», erklärt Lobo Lutz. 
Bei der Auswahl der Partner:innen – wovon «Zur 
Gertrud» etwa 20 hat – wird dabei besonderes Augen-
merk auf eine ökologische und gerechte Produktion 
gelegt. Auch Foodwaste vermeidet die Lebensmittel-
kooperative durch das Vorbestellverfahren. Und es 
entsteht vor allem eines: Nähe. «Weil unser System 
der Lebensmittelversorgung daran krankt, dass wir 
als Konsument:innen so weit entfernt sind von den 
Zusammenhängen, in welchen Lebensmittel erzeugt 
werden.» Und diese Nähe schafft gemäss Lobo Lutz 

faire Arbeitsbedingungen, vernünftige Produktions-
bedingungen – und Wertschätzung. 

Eine Frage der Qualität
Für Lobo Lutz hat das Schweizer Lebensmittelsys-
tem aber nicht nur ein grosses Fairness-Problem. 
Auch in Sachen Qualität mangle es an allen Ecken 
und Enden. «Produkte aus dem herkömmlichen 
Handel sind einfach nicht gut», meint der 44-Jährige 
wiederum mit einer Portion Pragmatismus. Vereins-
mitglieder, die «Zur Gertrud» aus den unterschied-
lichsten Gründen einmal verlassen haben, kehren 
laut Lobo Lutz oft gerade deswegen wieder zurück: 
«Sie vermissen die hohe Qualität der Produkte. Und 
das Essen schmeckt halt besser, wenn man weiss, wo-
her es kommt.»
	 Das Kommen und Gehen bei «seiner» 
Foodcoop macht Lobo Lutz übrigens Freude. Das 
Ziel von «Zur Gertrud» sei es nämlich nicht, zu wach-
sen, denn mit Wachstum würde alles komplizierter 
und unübersichtlicher. Wesentlich wichtiger sei, dass 
noch viel mehr Kooperationen wie seine entstünden. 
«Man könnte in Zürich eigentlich an jeder dritten 
Strassenecke eine Lebensmittelgemeinschaft grün-
den», ist er überzeugt, «schliesslich sind Lebensmit-
tel eine wunderbare Möglichkeit, Menschen kennen-
zulernen und eine Nachbarschaft zu beleben.» Das 
bietet ein Supermarkt kaum. 
	 Dass durch Foodcoops ein Wandel im 
Lebensmittelsystem angestossen werden kann, zeigt 
die zunehmende Anzahl an Lebensmittelgemein-
schaften. In Zürich allein gibt es schon über 15. Aber 
auch über die Grenzen hinaus findet die Grossvertei-
ler-Alternative Anklang: In unserem Nachbarland 
Österreich gibt es beispielsweise bereits über 100 Ver-
eine. Das dürfte neben dem ökologischen und fairen 
Aspekt gemäss Lobo Lutz einen weiteren, ganz simp-
len Grund haben: «Dieser Moment, wenn man zu 
Tisch sitzt und das ganze Wissen über die Produkte 
endlich mit dem sensorischen Erleben zusammen-
kommt.» Ein wahrer Genuss. 
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Karin Pfeifer 
Vorstandsmitglied Studierendenverein  

«Plurale Ökonomik Zürich»
Text: Jara Petersen

Karin Pfeifer, Masterstudentin der Volkswirtschafts-
lehre (VWL) an der Uni Zürich, hat ihr Fach ur-
sprünglich gewählt, weil sie die Welt verbessern woll-
te, zumindest ein bisschen. Sicher wollte sie «das 
kapitalistische System kritisch hinterfragen». Wer 
VWL studiert, möchte meistens verstehen, wie die 
Welt zusammenhängt, wie die Märkte funktionieren, 
welche Kräfte diese Märkte steuern. 
	 Das Ernüchternde dann am Wirtschafts-
studium: An den meisten Unis wird hauptsächlich die 
dominierende, neoklassische Ökonomie vermittelt, 
deren Modelle und Theorien der komplexen Realität 
nicht gerecht werden und auf Annahmen basieren, 
die in der Wirklichkeit nicht anzutreffen sind. Von 
den planetaren Grenzen ist keine Rede, in den Mo-
dellen wird von unendlichen Ressourcen und stetem 
Wachstum ausgegangen. Das nahezu magische 
Dogma «Der Markt regelt alles» bleibt unangetastet, 
obwohl seine Zauberkraft in der Realität nicht zu 
sehen ist; missliebige «externe Effekte» wie Umwelt-
schäden können laut den neoklassischen Modellen 
mit Geldstrafen ausgeglichen werden. Wenn es doch 
so einfach wäre … 
	 «Sogar die Profs wissen, dass die Model-
le nicht der Realität entsprechen», sagt Karin, die sich 
heute im Zürcher Studierendenverein «Plurale Öko-
nomik» dafür einsetzt, dass auch andere Ansätze ge-
lehrt werden – solche, die zum nachhaltigen Wandel 
beitragen, die Realität wirklichkeitsgetreuer abde-
cken und den Studierenden somit eine ganzheitlichere 
Position vermitteln. «Ich möchte die Wirtschaft so 
verstehen, dass sie eine faire, nachhaltige Antwort auf 
die brennenden Fragen der Gegenwart geben kann», 
erklärt die Zürcherin ihr Engagement für den Verein. 
Es brauche ein vielseitiges theoretisches Wissen neben 
den orthodoxen Theorien: «Wenn Wirtschafts
wissenschaftler:innen nach dem Studium als Ex-
pert:innen in politischen Entscheidungen beigezogen 
werden, sollen sie auch soziale und ökologische Kom-
ponenten im Hinterkopf haben», beschreibt sie ihre 
Motivation weiter. «Ich hätte gern, dass Ökonom:in-
nen auf der Seite der ökologischen und sozialen Inte-
ressen sind.» 
	 Ein weiteres Beispiel für die Mangelhaf-
tigkeit der neoklassischen Theorie ist das Modell des 
«Homo oeconomicus». Der Homo oeconomicus ist 
ein rein rationaler Mensch, der nur auf den eigenen 
Nutzen aus ist. Die meisten neoklassischen Wirt-
schaftstheorien basieren ihre Modelle auf der Annah-
me, dass die Menschen sich wie ein Homo oeconomi-
cus verhalten, der nicht an seine Mitmenschen, 
sondern an Gewinnmaximierung denkt. In der Re-
alität ist der Homo oeconomicus selten anzutreffen, 
denn die Menschen agieren sozialer, als es das Modell 

annimmt. «Nur Schimpansen verhalten sich so», sagt 
Karin Pfeifer, fügt aber an, dass Studien einen Ein-
fluss der neoklassischen Modelle auf die Wirtschafts-
studierenden aufgezeigt hätten: Je länger Menschen 
VWL studieren, desto egoistischer werden sie, weil  
sie das verzerrte Menschenbild in ihr Verhalten inte-
grieren.

Mehr Diversität ist gewünscht
Der Zürcher Studierendenverein «Plurale Ökonomik 
Zürich» gehört zum Dachverein «Rethinking Eco-
nomics Switzerland», mit lokalen Gruppen an den 
meisten Schweizer Unis. Er organisiert unter ande-
rem Lesezirkel und eine Vorlesung, die plurale The-
orien wie die feministische und die ökologische Öko-
nomie vorstellt. Jedes Jahr bietet er ausserdem eine 
mit 130 Teilnehmenden ausgebuchte Summer School 
an, wo die ökologischen und sozialen Theorien ge-
lehrt werden. Damit «bringen wir den Pluralismus an 
die Uni», denn es gibt eine Nachfrage nach realitäts-
bezogenen, alternativen Theorien in der Wirtschaft. 
Die meisten Studierenden sehen ein, dass die gegen-
wärtige, wachstumsorientierte Wirtschaft für die 
Menschen und den Planeten nicht funktioniert. Der 
Verein steht in gutem Austausch mit den Profes-
sor:innen der Uni, die, so Karin Pfeifer, zwar einse-
hen, dass die Studierenden mehr theoretische Diver-
sität wünschen, aber nicht ganz verstehen, warum das 
Anliegen so dringend ist. Es sei eine grosse Hürde, 
das neoklassische Curriculum zu überarbeiten. 
	 Das Ziel des Vereins: die Gemeinschaft 
und Vernetzung von plural gebildeten Ökonom:in-
nen zu fördern, die eine faire, nachhaltige Wirtschaft 
vertreten. Zum Beispiel solche, die das «Doughnut 
Economy»-Modell kennen, das davon ausgeht, dass 
die Wirtschaft die sozialen Bedürfnisse innerhalb der 
planetaren Grenzen erfüllen muss. Von Wachstum 
um des Wachstums willen ist dabei keine Rede. Eher 
von «Degrowth»: Dazu gehören reale Experimente 
wie die Vier-Tage-Woche als Arbeitsmodell. Denn es 
braucht in Zeiten begrenzter Ressourcen nicht maxi-
male Produktion, sondern gerade so viel, dass es für 
alle genug ist. Auch alle Non-Profit-Organisationen 
oder Kooperativen sind Beispiele gelebter pluraler 
Ökonomietheorien: Sie widersprechen der neoklas-
sischen Wirtschaftslogik, die auf Gewinn ausgerich-
tet ist.
	 Karin Pfeifer träumt weiter: Die Wirt-
schaft so zu organisieren, dass die Priorität auf den 
Menschen und der Umwelt und nicht auf Gewinn 
liegt. Eine sozial gerechte und ökologische Wirtschaft 
klingt erst einmal fremdartig, so gar nicht nach Wirt-
schaft. Aber – das ist eben eine Frage der theoreti-
schen Ausgangslage.
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IN DIE WELT  
VON MORGEN

Wie stellen Sie sich die Zukunft vor? Sehen Sie eine Wirtschaft,  
die nur noch wiederverwertbare Produkte herstellt? Oder eine,  

die auf Kosten von Natur und Klima so viel Profit wie möglich macht? 
Greenpeace engagiert sich für Ersteres – zusammen mit Ihnen.

Doch nicht immer sind Entscheide so einfach zu fällen. Vor allem, 
wenn es darum geht, den ersten Schritt zu machen und ein sozial  

gerechtes Leben im Rahmen der planetaren Grenzen mitzugestalten. 
Deswegen machen Sie als Starthilfe unseren Test und finden Sie heraus, 

welcher Change-Charakter Sie sind. 

Fighter4Change! 

Sie lieben das Abenteuer und ha-
ben keine Angst, sich mit anderen 
Menschen im Streitgespräch zu 
duellieren. Sie sind mutig wie ein 
Löwe und hartnäckig wie ein Kau-
gummi unter dem Schuh. Sie las-
sen nicht locker, bis der Wandel 
hier ist!

Silent Gamechanger! 

Mit Ihrem punktuellen Engage-
ment verstehen Sie sich als Teil der 
Lösung. Hie und da platzieren Sie 
Ihre Botschaften im Gespräch mit 
Familie und Freund:innen. Auch 
das Quartier kommt nicht zu kurz: 
Sie verteilen Flyer in Briefkästen, 
hängen Fahnen und Plakate auf 
oder schreiben Leser:innenbriefe.

E-Activist@! 

Sie sind überzeugt, dass der Wan-
del auch hinter dem Bildschirm 
beginnen kann. Ihre Kreativität 
setzen Sie wirkungsvoll für neue 
innovative Ideen ein. Sie haben 
Ausdauer und scheuen sich nicht 
davor, für eine Welt innerhalb der 
planetaren Grenzen kräftig in die 
Tasten zu hauen! 

People Powered Person! 

Im Austausch mit anderen Men-
schen schöpfen Sie Kraft und 
Inspiration. Sei es bei einem Film
abend über Lösungen zur Klima
krise oder an einer Klimademo – 
Sie sind dabei. Ihre kreativen 
Ideen sprudeln nur so, damit moti-
vieren Sie Menschen, sich Ihrem 
Kampf für die Zukunft von Mensch 
und Planet anzuschliessen.

Wollen Sie ewig  
weiterwachsen?

Sind Sie  
kreativ?

Können Sie einen 
Elefanten nachahmen, 
ohne rot zu werden?

Nur in Bezug auf  
meinen Charakter

Ich bin  
ausgewachsen Ja

Ja, in jeglicher  
Hinsicht

Nein

Mögen Sie  
Tomatensuppe?

Nein

Haben Sie je 
versucht, einen 
Regenbogen zu 

fangen?

Besuchen Sie  
öfters Museen?Ja

Wollen Sie selber ein 
T-Shirt designen?

JaJa

Nein

Hält Sie Regen 
davon ab, an eine 
Demonstration zu 

gehen?

Nein

Nein Ja, manchmal
Was ist Ihr 

bevorzugter 
Znüni?

Ein magisches Buch, das 
immer neue Ideen für 

gemeinnützige Projekte 
und Aktivitäten enthält

Welcher Gegen-
stand darf für Ihr 

Engagement 
nicht fehlen?

Haben Sie je einen 
ganzen Tag im 

Pyjama verbracht?

Mutmacher- 
Müesliriegel Nein, mich  

ziehts raus
Ja, das mach 

ich öfters

Was ist Ihre ganz 
persönliche, geheime 

Superkraft?

Die Fähigkeit, jedes 
Chaos in wenigen 

Sekunden in 
perfekte Ordnung 

zu verwandeln

Die Macht, mit einem 
Lächeln die Laune  

in einem ganzen Raum  
zu heben

Ein tragbares Solarpanel, das 
nicht nur elektronische Geräte 

auflädt, sondern auch als 
tragbarer Hotspot für 

Notfallkommunikation dient

Nein

Eine Meditation  
könnte Ihnen  
womöglich  

weiterhelfen.

shop.greenpeace.ch

Ja

Optimismus- 
Guetsli

Ein unerschöpfliches 
Vorratspaket an Flyern, 

um anderen die Welt von 
morgen näherzubringen

Nein

Wirklich?

Ja
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Die Mediterranean Shipping Company (MSC) ist die grösste Container- 
Reederei weltweit. Das Schweizer Schifffahrtsunternehmen  

transportiert für unseren Konsum tagtäglich Zehntausende von Containern 
auf dem Wasserweg. Mit verheerenden Folgen für die Umwelt. 

1970 startete die Mediterranean Shipping Com-
pany ihr Unternehmen mit nur einem Schiff. Ak-
tuell steht die Reederei bei 830 Schiffen, wobei 
allein in den letzten vier Jahren 306 hinzukamen. 
Das Wachstum des Unternehmens scheint auch 
zukünftig nicht enden zu wollen: Weitere 108 
Schiffe sind in Produktion (Stand April 2024). 

Seit Juli 2023 ist die MSC Michel Cappellini das 
grösste Containerschiff weltweit. Es ist 399 Me-
ter lang, 61 Meter breit und kann ein Gewicht von 
281 456 Tonnen transportieren. Zum Vergleich: 
Das sind rund 1480 Blauwale. 

Im Jahr 2020 haben Schiffe der MSC-Reederei 
10,9 Millionen Tonnen CO2 ausgestossen. Das 
Unternehmen landet damit auf Platz 6 der gröss-
ten europäischen Umweltverschmutzer. Global 
ist die Schifffahrtsindustrie für 3 Prozent der 
weltweiten Emissionen verantwortlich, gleich 
viel wie der Flugverkehr. Für 2050 soll dieser An-
teil sogar auf 10 Prozent steigen. 

Die Schiffe der Container-Reederei fahren bis zu 
300 verschiedene Meeresrouten und bedienen 
rund 520 Anlaufhäfen. 

Gemäss einer Recherche von «Sea-Intelligence» 
hat die MSC im Jahr 2022 mit ihren Container-
schiffen einen Gewinn von rund 200 Milliarden 
US-Dollar erzielt. Das Vermögen des Gründers 
und Inhabers des Unternehmens, Gianluigi 
Aponte, wird dabei auf 31,2 Milliarden Dollar ge-
schätzt, womit er auf Platz 43 der Forbes-Milliar-
därsliste steht. 

Mediterranean  
Shipping Company: Container-Wahnsinn  

für den Welthandel 

Infografik

Die MSC besitzt eine Flotte mit einer Ladekapa-
zität von über 5,9 Millionen Containern und weist 
damit einen Marktanteil von 19,9 Prozent aus. 
Jährlich transportiert das Unternehmen rund 
24,5 Millionen Container übers Meer. 

Ein mittelgrosses Containerschiff mit einer 
Ladekapazität von 12 000 Containern benötigt 
bei voller Ladung 300 Tonnen Schweröl am Tag. 
Das entspricht rund 1890 Fässern. 

Auf der MSC Michel Cappellini können 24 346 
Container transportiert werden. Zum Vergleich: 
Um diese Anzahl Container zu bewegen, würden 
Logistiker:innen 286 Güterzüge benötigen.

Es kam bereits zu diversen Ölunfällen mit MSC- 
Schiffen. 2005 liefen von der MSC Al Amine 100 
bis 150 Tonnen Schweröl in den Golf von Tunis. 
2010 kollidierte die MSC Chitra mit einem ande-
ren Schiff, worauf 800 Tonnen Öl in den Indi-
schen Ozean flossen. 2019 havarierte die MSC 
Zoe in der Nordsee, wobei sie 342 Container 
verlor, die teilweise mit giftigem Gefahrengut 
beladen waren. Bis heute konnten nicht alle 
Container ausfindig gemacht werden. 

Ein gewöhnlicher Schiffscontainer hat eine 
Länge von 6,1 Metern, eine Breite von 2,44 Me-
tern und eine Höhe von 2,59 Metern. Sein Volu-
men umfasst rund 33,2 Kubikmeter, was ca. 664 
Bananenkisten entspricht, und er wiegt mit Zu-
ladung rund 24 Tonnen. 2023 gingen 221 solcher 
Container im Meer verloren. 

Von 90 Schweizer Schiffen, die zwischen 2009 
und 2019 an südasiatischen Stränden abge-
wrackt wurden, gehörten 80 zu MSC. Innerhalb 
dieser 10 Jahre starben bei der umweltschädli-
chen Schiffentsorgungsart 447 Arbeiter:innen. 
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Quellen: public.axsmarine.com/alphaliner; incodocs.com;  
msc.com; NABU; offthebeach.org; splash247.com;  
transportenvironment.org; vesselfinder.com; whales.org



Corinne Grässle, Co-Präsidentin Swiss Donut Economics 
Network

Sie verwenden gerne den Begriff Now
topia. Was verstehen Sie darunter?
Nowtopia ist im Gegensatz zu Utopia kein 
unerfüllbares, fernes Ideal, sondern meint 
Orte, in denen zukunftsfähige Lösungen 
bereits heute Realität sind, etwa regene-
rativ wirtschaftende Bauernhöfe oder 
kreislauffähige Gebäude. Es ist nicht so, 
dass an der Gegenwart alles schlecht ist 
und morgen alles anders sein muss. Die 
Transformation hin zu einer zukunftsfähi-
gen Gesellschaft hat bereits begonnen.

Noemi Grütter, feministische Klimaaktivistin und 
Menschenrechtsexpertin

Die Menschen in der Schweiz sind welt-
weit politisch am aktivsten. Weshalb 
kommen wir dennoch kaum voran in 
Sachen Change?
Wir haben eine zu schöngefärbte Wahr-
nehmung unserer Demokratie: In der 
Realität haben viele Menschen keinen 
Zugang dazu, ihre Anliegen werden nicht 
repräsentiert. Unser System ist immer 
noch patriarchal, kolonialistisch und ras-
sistisch. Es erlaubt keine grossen, schnel-
len Veränderungen.

Unser System 
ist patriarchal. 

Noemi Grütter
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Waschmittel mit  
herbstlicher Duftnote

Do it yourself

2
Waschmittel  

herstellen
Einen weiteren Glasbehälter mit heis-
sem Wasser füllen und 5 Esslöffel der 
Kastanienmasse beigeben. Das Gan-
ze 30 Minuten ziehen lassen, danach 
das Wasser absieben und zurück in 
den Glasbehälter füllen. Schon ist  
das Waschmittel fertig. Es kann in der 
gleichen Menge wie normales Wasch-
mittel verwendet werden.

3
Anwendung
Das Waschmittel eignet sich vor allem 
für bunte und dunkle Wäsche. Wenn 
man auch weisse Kleidung damit wa-
schen möchte, sollte man die Kasta-
nien vor dem Zerkleinern schälen. Das 
verhindert, dass die Wäsche einen 
Graustich bekommt. 

Kastanien eignen sich nicht nur, um mit Zahnstochern kleine Figuren 
daraus zu basteln. Man kann damit auch ganz einfach sein eigenes 
Waschmittel herstellen. Also ab in den herbstlichen Wald zum 
«Cheschtenesammle».

Das brauchts:	 3 bis 4 Kilo Kastanien
	 Mixer
	 Verschliessbare Gläser (Konfigläser,  
	 Saucengläser, Vorratsgläser usw.)

Tipp
 

Sollte einen der Duft des 

Kastanienwaschmittels 

nicht überzeugen,  

kann man der Flüssigkeit 

verschiedene Duftöle 

beimischen. 

1
Vorrat  

anlegen
Die Kastanien vierteln und in kleinen 
Portionen im Mixer pürieren. Dabei 
den Mixer jeweils nach kurzer Zeit 
wieder ausschalten und etwas ruhen 
lassen, damit das Gerät nicht über-
hitzt und dadurch Schaden nimmt. 
Die Kastanienmasse für zwei bis drei 
Tage an der Luft trocknen lassen und 
danach in Glasbehälter füllen. 

Autor: Christian Schmidt

Debatte CHange 

Wir erleben jeden Tag, was das aktuelle 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystem 

mit uns macht: Die Ressourcen 
schwinden, die Natur kollabiert, soziale 

Spannungen nehmen zu – «Change»  
ist angesagt, und zwar subito! 
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Nehmen wir an, Sie wären eine grüne 
Diktatorin. Was würden Sie an unserem 
System verändern?
Als Diktatorin abdanken und wieder eine 
Demokratie einführen! Auch wenn die Kli-
makrise dringlich ist und bei uns die Müh-
len der Politik langsam mahlen, glaube ich 
nicht an eine Nachhaltigkeit der Entschei-
de ohne Beteiligung der Bevölkerung. 
Wenn ich aber einen Wunsch frei hätte, 
würde ich ein Bundesamt für Zukunfts
fragen schaffen. Seine Aufgabe wäre es, 
die Zukunftsfähigkeit der Schweiz sicher-
zustellen. 

In der Schweiz wird Change system
bedingt behindert. Beispiel: Der Bund 
subventioniert Airlines, indem er ihnen 
die Steuern auf das Kerosin erlässt. Da-
mit kurbelt er einerseits den Flugverkehr 
an, andererseits verzichtet er auf Gelder, 
die dann beim Umweltschutz fehlen. Ihr 
Kommentar?
Die fehlende Berücksichtigung der öko
logischen Kosten ist tatsächlich tief in 
unserem System verankert. Paradox ist, 
wenn – wie im Falle des Flugverkehrs – 
klimaschädliche Aktivitäten durch indi
rekte Subventionen sogar noch staatlich 
gefördert werden.

Wenn dieses System so gut verankert ist, 
wie kann ein Change dann überhaupt 
möglich werden?
Wandel scheint immer unmöglich – bis er 
passiert. Denken Sie an die Sklaverei. 
Heute können wir nur den Kopf schütteln, 
dass so etwas einst Normalität war. Auch 
wenn wir unsere jetzige Realität als fix 
empfinden, so ist sie dennoch veränder-
bar. Es liegt an uns. Wir können entschei-
den, ob wir den Change «by disaster» oder 
den Change «by design» haben wollen.

Wie viel Nowtopia gibt es bereits in un-
serem Alltag?
In den letzten Jahren hat sich viel bewegt. 
Aber klar, vom Ziel einer Gesellschaft, die 
allen ein gutes Leben innerhalb der plane-
taren Grenzen ermöglicht, sind wir noch 
weit entfernt. Doch wir dürfen feiern, was 
wir bereits erreicht haben. Jede Aktion ge-
gen die Klimakrise, mag sie noch so klein 
erscheinen, ist besser als nichts. 

Sie fordern, dass wir den Change ganz-
heitlich angehen. Wie meinen Sie das?
Unser System wurde für weisse Cis-Män-
ner ohne Behinderungen konstruiert. Um 
einen Change zu ermöglichen, müssen wir 
feministische, klimaaktivistische und 
weitere soziale Bewegungen verbinden 
und stärken, sie unterstützen und ihnen 
zuhören. 

Sie wünschen sich, dass wir vermehrt in 
Utopien denken. Das sei das Einzige, 
was uns noch bleibe. Das tönt resigniert.
Im Gegenteil. Ich bin ein sehr hoffnungs-
voller Mensch, sonst könnte ich keine 
Aktivistin sein. Wir müssen raus aus der 
aktuellen Ohnmacht, Utopien sind das 
Mittel dazu. Sie helfen uns, neue Wege  
zu erkennen und das alte System zu 
sprengen. 

Nehmen wir an, Sie wären die erste femi-
nistische Diktatorin der Schweiz. Was 
würden Sie primär ändern?
Feministische Diktatorinnen würde es nie-
mals geben. Aber wenn ich die Zukunft der 
Schweiz mitgestalten könnte, würde ich 
eine solidarische Ökonomie einführen. 
Diese baut auf der Überlegung auf, dass 
materielle Ressourcen wie Wasser, Land 
und Wälder gemeinsamer Besitz sind, 
ebenso ideelle Ressourcen wie Sprache 
oder Wissen. Das ist für mich die Basis für 
eine geschlechtergerechte, ökologische 
Gesellschaft.

Wie leben Sie Change in Ihrem aktuellen 
Alltag?
Ich versuche, meine Zeit bewusst einzu-
setzen: für feministische Anliegen, für den 
Klimaschutz, für geliebte Menschen. In 
den vergangenen hundert Jahren haben 
wir verlernt, was wir primär sind: Men-
schen mit Gefühlen, Bedürfnissen und 
Werten. Change heisst für mich deshalb, 
die Prioritäten neu zu setzen. Damit meine 
ich Selbstfürsorge, Fürsorge für andere 
Menschen und Fürsorge für unseren 
Lebensraum.

Ich würde ein 
Bundesamt für 
Zukunftsfragen 

schaffen.
Corinne Grässle

Change heisst 
für mich,  

Prioritäten neu 
zu setzen. 

Noemi Grütter

Autor: Christian Schmidt, Journalist, Texter  
für Non-Profit-Organisationen und Buchautor. 
Freischaffend aus Überzeugung. Diverse 
Auszeichnungen, u. a. Zürcher Journalistenpreis.

Illustrationen: Jörn Kaspuhl, kaspuhl.com
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HINTERLASSENHINTERLASSEN
SPUREN

Eine Gelegenheit ein Interview mit dem 
Rechtsanwalt Herrn Markus Huber zu füh-
ren, welcher Menschen berät, die Greenpeace 
Schweiz in der Nachlassplanung berücksichti-
gen möchten. Mit der Unterstützung von Hilfs-
werken im Bereich des Umweltschutzes kann ein 
Wandel der Gesellschaft gefördert werden, so im 
Hinblick auf eine nachhaltige Wirtschaft, eine 
Kreislaufwirtschaft, soziale Gerechtigkeit, 
erneuerbare Energien, etc. 

Herr Huber, gemäss einer Studie schreibt nur  
ein Viertel der Schweizer:innen ein Testament. 
Warum so wenige?
Viele Menschen sind der Ansicht, es sei sowie-
so alles gesetzlich geregelt. Tatsächlich bietet 
das Erbrecht aber Gestaltungsspielraum. Ins-
besondere seit der letzten Revision des Erb-
rechts im Januar 2023, mit welcher der Pflicht-
teil der Eltern gestrichen, der Pflichtteil der 
Nachkommen reduziert und die freie Quote 
erhöht wurde, besteht mehr denn je die Mög-
lichkeit, den Nachlass proaktiv und sinnvoll zu 
gestalten. Im Übrigen wird meines Erachtens 
die Notwendigkeit der Regelung des eigenen 
Nachlasses unterschätzt und es bestehen 
emotionale Barrieren, sich mit dem eigenen 
Ableben auseinanderzusetzen.

Was halten Sie von der Idee, Hilfswerke im Tes-
tament zu berücksichtigen?
Sie nehmen in einer Gesellschaft eine ausglei-
chende Funktion wahr und tragen damit zu 
einem grösseren Ganzen bei. In diesem Sinne 
kann mit einem Erbe oder Vermächtnis an  
ein Hilfswerk der Gesellschaft etwas zurück-
gegeben werden. Die Berücksichtigung von 
Hilfswerken im Testament bringt viele positive 

Aspekte mit sich, so kann man über sein 
eigenes Leben hinaus nachhaltige Spuren hin-
terlassen, die soziale, ökologische oder kultu-
relle Einflüsse haben. So können auch persön-
liche Werte und Überzeugungen ausgedrückt 
oder eine soziale Verantwortung wahrgenom-
men werden.

Was raten Sie Klient:innen, die ein Hilfswerk 
bedenken möchten, aber nicht wissen, wie?
In der Regel haben Klient:innen bereits 
Grundkenntnisse im Erbrecht und wissen, 
dass entweder ein Erbe oder Vermächtnis ver-
fügt werden kann. Allerdings muss als erstes 
eine Bedürfnisanalyse durchgeführt und ein 
Bewusstsein für die Handlungsspielräume ge-
schaffen werden. Regelmässig werden Hilfs-
werke nebst Nachkommen, Ehegatten, Fami-
lienangehörige und Freunde bedacht, weshalb 
die Beratung über das «wie» sämtliche Aspekte 
der Nachlassplanung berücksichtigen muss. 

Markus Huber 
Zürcher Rechtsanwälte AG

Für Fragen oder zum Bestellen des kostenlosen 
Testament-Ratgebers: 044 447 41 79,  
claudia.steiger@greenpeace.org,  
greenpeace.ch/legateB
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«Menschen fühlen sich mit Greenpeace aufgrund eines 
Umweltbewusstseins und der Erkenntnis verbunden, dass die Natur 

für uns und zukünftige Generationen geschützt und erhalten werden 
muss. Auch ich teile diese Ansicht, setze meine Expertise für diesen 

Zweck ein und leiste dadurch einen kleinen Beitrag für ein  
grösseres Ganzes.» – Markus Huber



Rätsel Das Rätsel rund 
um das Greenpeace-Magazin

Wie viele Stadtklima-Initiativen hat der Verein 
umverkehrR lanciert?

D: 	 11
H: 	 13
P: 	 15

Was haben die KlimaSeniorinnen erreicht?

E: 	 Ein historisches Urteil
O: 	 Eine sanfte Ermahnung 
R: 	 Eine bedeutungslose Rüge

Was fordert Greenpeace Schweiz von Coop 
und Migros?

C: 	 Weniger Auswahl in den Regalen
G: 	 Mehr Zukunft im Sortiment
F: 	 Weniger Süssigkeiten an den Kassen

Was sind Asset-Manager?

R: 	 Vermögensverwalter
T: 	 Nachhaltigkeitsverwalter
S: 	 Erbschaftsverwalter

Woraus lässt sich ganz einfach Wasch
mittel herstellen?

E:	 Feigen
D: 	 Walnüsse
O: 	 Kastanien

Ein Werk welches Unternehmens stösst  
in den Niederlanden Giftwolken aus?

W: 	 Tata Steel 
U: 	 Bobo Chrome
S: 	 Nene Gold 

Wie viele Bürger:innen klagten in  
Belgien mittels einer Initiative gegen  
ihre Regierung?

J: 	 23 000
T: 	 58 000
N: 	 86 000

Was ist die Leibspeise des Grauen  
Langohrs?

G: 	 Lebensmittelmotten
P: 	 Schmetterlinge
H: 	 Nachtfalter

5

6

7

Das Lösungswort des Rätsels aus dem Magazin 02/24 lautet: fliessen

Wir verlosen zehn Mal die Stofftasche «Give Peace a Chance». Ein 
hochwertig verarbeitetes Produkt aus 100 Prozent bester Biobaum-
wolle, konsequent nachhaltig vom Stoff bis zu den Nähten. Produ-
ziert nach strengsten Greenpeace-Kriterien.

Senden Sie das Lösungswort inklusive Ihrer Adresse bis zum  
30. Oktober 2024 per E-Mail an redaktion@greenpeace.ch oder per 
Post an Greenpeace Schweiz, Redaktion Magazin, Stichwort 
Ökorätsel, Postfach, 8036 Zürich. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Über die Verlosung wird keine Korrespondenz geführt.

Lösungswort:

1

8

2

3

4

34
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Lassen Sie uns Zukunft üben!

Klima- und Biodiversitätskrise, Hochwasser, Erdrutsch, 
Krieg … Die Nachrichten über Krisen und Disruption beglei-
ten unseren Alltag intensiver denn je. Viele Menschen 
werden müde und fühlen sich hilflos. Sie ziehen sich zurück 
und fokussieren auf die Sorgen, die ihren eigenen Alltag 
ganz direkt und akut betreffen – mehr Sorge, mehr Engage-
ment, so glauben sie, geht nicht. Wie können wir das Blatt 
wenden und gemeinsam unsere Zukunft bauen? Zukunft 
üben, sagt Sozialpsychologe Julian Bleh. Es fehlt uns  
an konkreten Visionen, und zwar an der ganz konkreten 
Vorstellung, wie unser Leben in einer sozial und ökologisch 
gerechten Gesellschaft aussehen kann. Ohne diese Vor
stellungskraft ist bei uns allen die Bereitschaft gering, sich 
auf Veränderungen einzulassen.
	 Bleh zeigt, dass sich die Teilnehmer:innen nach seinen 
Visionsexperimenten gesellschaftliche Veränderungen 
besser vorstellen können und sie für realistischer halten. 
Die Menschen lösen sich vom Status quo und sind  
motiviert, sich selbst zu engagieren. Dass Visionen auch  
in den Chefetagen von grossen Unternehmen fehlen, 
durften wir sogar im Gespräch mit einem der nachhaltigs
ten Detailhändler hautnah erleben. Die Bitte «Führen Sie 
mich durch den Supermarkt der Zukunft» führte zu betrete-
nem Schweigen. Endlich die Antwort: «Ein nachhaltiges 
Sortiment.» Wow! Sie sehen, es braucht Sie, Greenpeace 
sowie jede:n Einzelne:n, um unsere Zukunft für Mensch  
und Planet zu gestalten.
	 Also lassen Sie uns gemeinsam Zukunft üben und viele 
kleine Visionen zusammenbringen. Wir brauchen nicht  
den einen grossen Wurf einer Utopie, der uns erstarren lässt. 
Wir brauchen das Konkrete, das unser Feuer entfacht.  
Was ist Ihr erster Schritt hierfür? Nutzen Sie die Antwortkarte, 
die dem Heft auf Seite 26 beiliegt, und schreiben Sie uns.

Iris Menn
Geschäftsleiterin
Greenpeace Schweiz

Spotlight

Graues 
Langohr 
(Plecotus 

austriacus)

Merkmale
Das Graue Langohr gehört zu den mittelgrossen 
Fledermäusen. Auffälligstes Merkmal der Art sind 
die bis zu 4 cm grossen, graubraunen Ohren, die das 
Tier im Schlaf einrollt. Das Fell am restlichen Körper 
ist grau und am Bauch teilweise weiss. Die Fleder-
maus wiegt zwischen 5 und 13 g, ihre Flügelspann-
weite beträgt bis zu 30 cm. 
	 Das Graue Langohr besitzt die Fähigkeit, 
sehr langsam und wendig zu fliegen und sogar in der 
Luft an Ort zu verharren. Die Tiere sind nachtaktiv 
und nutzen das Dunkel zum Jagen. Auf der Speise-
karte zuoberst stehen bei der Fledermausart Nacht-
falter. Diese verzehren sie im Hängen und lassen un-
verdauliche Teile wie die Flügel auf den Boden fallen. 

Lebensraum
Das Graue Langohr ist vor allem in Dachstöcken von 
Gebäuden zu Hause, wo die Weibchen im Sommer 
in Kolonien von bis zu 20 Tieren ihren Nachwuchs 
grossziehen. Im Winter findet man sie teilweise auch 
in Kellern. Ihre Beute jagen die Flugtiere über arten-
reichem, extensiv genutztem Offenland wie Blumen-
wiesen oder über Baumkronen.

Gefährdung
Die Fledermausart Graues Langohr ist in der 
Schweiz als «vom Aussterben bedroht» eingestuft. 
Einerseits, weil ihre bevorzugte Niederlassung an 
oder in Gebäuden durch Renovierungen und den 
Einsatz von giftigen Holzschutzmitteln in den letz-
ten Jahren stark beeinträchtigt wurde. Andererseits, 
weil es infolge der Intensivierung der Landwirtschaft 
und der Verwendung von Pestiziden für das Graue 
Langohr je länger, desto schwieriger wird, genügend 
Insekten als Nahrung zu finden. Wird diese Entwick-
lung nicht gestoppt, droht das Graue Langohr in den 
nächsten Jahrzehnten in der Schweiz komplett aus-
zusterben.
	 Um dies zu verhindern, hat die Stiftung Fle-
dermausschutz ein Nationales Schutz- und Monito-
ringprogramm Langohren entwickelt. Damit werden 
155 Langohr-Quartiere überwacht, um den Schutz 
und Erhalt des Grauen Langohrs zu gewährleisten. 
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Quellen: bfn.de/artenportraits/plecotus-austriacus# 
anchor-field-habitat; fledermausschutz.ch/graues-
langohr; fledermausschutz.ch/langohren 

Illustration: Janine Wiget ist gelernte Grafikdesignerin 
und Hochbauzeichnerin. Die Zürcherin arbeitet  
als freischaffende Illustratorin in verschiedensten 
Themenbereichen.
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Irmi Seidl ist Ökonomin und Titularprofessorin an der 
Universität Zürich. Sie leitet die Forschungseinheit 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften an der Eidge-
nössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und 
Landschaft (WSL). Zudem lehrt sie regelmässig an  
der Universität Zürich sowie an der ETH Zürich. Sie ist 
eine wachstumskritische Ökonomin, die zu den Themen 
Naturschutz und Biodiversität, Landnutzung, erneuer-
bare Energien sowie Wirtschaftswachstum arbeitet.


